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A. Auftrag 

Der Prasident hat den Wissenschaftlichen Dienst um eine gutachtliche Stellungnahme zu den 

Auswirkungen der Ánderung des Bannmeilengesetzes auf das Mainzer Rathaus gebeten. 

Anlass ist ein Artikel der Allgemeinen Zeitung Mainz vom 9. Juli 2015 (Seite 1 0) mit der Über­

schrift ,Bald keine Demos mehr vor Rathaus"? In dem Artikel wird darüber berichtet, dass 

nach Auffassung der FDP-Fraktion im Mainzer Stadtrat wahrend der Zeit, in welcher das Rat­

haus als Ausweichquartier für den Landtag diene, ohne Genehmigung des Landtagsprasiden­

ten keine Demonstrationen mehr vor dem Rathaus moglich seien . Dies gelte nicht nur für die 

Zeit der Landtagssitzungen, sondern auch für die übrige, sitzungsfreie Zeit. Die FDP-Fraktion 

halt dies für eine unverhaltnismaBige Einschrankung der Bürgerrechte. Eine von dem FDP­

Politiker Tobías Huch angekündigte Verfassungsbeschwerde gegen das Gesetz ist inzwischen 

beim Verfassungsgerichtshof anhangig (VGH B 27 /25). 
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B. Stellungnahme 

l. Einleitung 

Der Landtag Rheinland-Pfalz wird wahrend der Sanierung des Landtagsgebaudes am Platz der 

Mainzer Republik seine Plenarsitzungen ab November 2015 bis zum Ende der 16. Wahlperi­

ode im Ratssaal des Rathauses der Stadt Mainz abhalten. Mit Beginn der 17. Wahlperiode 

(Tag der Konstituierung am 18. Mai 2016) wird er in die Steinhalle im Landesmuseum in Mainz 

umziehen. Die Plenarsitzungen sallen dort so lange abgehalten werden, bis die Sanierung des 

Landtagsgebaudes abgeschlossen ist. Diese Ausweichgebaude liegen nicht im Bereich von 

§ 2 des Landesgesetzes über die Befriedung des Landtagsgebaudes (Bannmeilengesetz) vom 

23. Februar 19661
• 

Durch das Landesgesetz zur Neufassung des Landesgesetzes über die Befriedung des Land­

tagsgebaudes (Bannmeilengesetz) vom 1. Juli 20152 hat der Landtag Rheinland-Pfalz für die 

Zeit der Sanierung unter Aufhebung der bisherigen Bannmeile um das Landtagsgebaude neue 

befriedete Bezirke um die geplanten Ausweichquartiere gebildet. lm Zuge der Festlegung der 

befriedeten Bezirke um die Ausweichquartiere wurde zugleich das noch aus den 1960' iger 

Jahren stammende Bannmeilengesetz auf Grundlage der aktuellen verfassungsrechtlichen 

Rechtsprechung vollstandig neu gefasst. 

11. Auswirkung der Bannmeile auf das Rathaus 

1. Zeitlich befristete allgemeine Genehmigungspflicht von Versammlungen 

Das Gesetz bildet in § 1 befriedete Bezirke für die Ausweichquartiere. Diese umfassen auch 

einen befriedeten Bezirk u m das Rathaus der Stadt Mainz (§ 1 Abs. 2 Nr. 1 ). Offentliche Ver­

sammlungen und Aufzüge in den befriedeten Bezirken unterliegen zum Schutz der Funktions­

und Arbeitsfahigkeit des Landtags sowie der Entscheidungsfreiheit der Abgeordneten einer 

Genehmigungspflicht (§§ 2 und 3). Versammlungen im befriedeten Bezirk ohne Genehmigung 

sind nicht zulassig.3 

Die befriedeten Bezirke sind zeitlich befristet für die Dauer der Sanierung. Der befriedete Be­

zirk um das Mainzer Rathaus umfasst den Zeitraum vom 1. November 2015 bis einschlieBiich 

17. Mai2016. 

1 GVBI. S. 60, zuletzt geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 28. September 201 O (GVBI. S. 280), BS 1101 3. 
2 GVBI. S. 167. 
3 vgl. Müller-Franken, LKRZ 2011, 281, 285; Wiefelspütz, NVwZ 2000, 1016, 1 017; Benda in: Bonner Kommentar 
zum Grundgesetz, 73 . Erganzungslieferung 1995, Art. 8 Rn. 70; Depenheuer in : Maunz/Dürig, Grundgesetz-Kom­
mentar, 7 4. Erganzungslieferung 2015, Art. 8 Rn. 160; a.A. für Eil- und Spontanversammlungen: Werner, NVwZ 
2000, 369, 373; Dietrich, DOV 201 O, 683, 685 ; Enders, JURA 2003, 103, 104. 
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Weitergehende Auswirkungen a uf das Mainzer Rathaus als die Genehmigungspflicht von Ver­

sammlungen im vorgenannten Zeitraum zum Schutz der Tatigkeit des Landtags sind mit dem 

Gesetz nicht verbunden. Der freie Zugang der Bürger zum Rathaus und den dortigen stadti­

schen Amtern wird nicht berührt. Auch eine Art ,kommunale Bannmeile" mit dem Ziel eines 

Schutzes der Funktionsfahigkeit des Stadtrates oder einzelner Stadtratsmitglieder4 wird durch 

das Gesetz nicht geschaffen. 

§ 2 Satz 1 verbietet offentliche Versammlungen innerhalb der befriedeten Bezirke, soweit sie 

nicht nach § 3 zuzulassen sind. Ebenso ist es verboten, zu nach Satz 1 verbotenen Versamm­

lungen und Aufzügen aufzurufen (§ 2 Satz 2). 

Aus § 2 Satz 1 Halbsatz 2 (,soweit sie nicht nach § 3 zuzulassen sind") folgt, dass es sich bei 

dem Verbot in§ 2 Satz 1 Halbsatz 1 um ein praventives Verbot mit Erlaubnisvorbehalt handelt. 

Versammlungen im befriedeten Bezirk sind nicht verboten, weil sie generell unterbleiben sol­

len, sondern weil im Vorfeld geprüft werden soll, ob die Versammlung im Einzelfall zu einer 

Beeintrachtigung der Funktions- und Arbeitsfahigkeit des Landtags sowie der Entscheidungs­

freiheit der Abgeordneten durch physische oder psychische Einwirkungen führt. Neben der 

Behinderung des Zugangs kann dabei insbesondere auch durch massive verbale Attacken o­

der lnszenierungen durch emotionalisierte GroBdemonstrationen in unmittelbarer Nahe des 

Ratssaals ein Bedrohungsklima entstehen, das auf die Entscheidungsfreiheit der Abgeordne­

ten Einfluss nimmt. 

2. Zulassungsanspruch 

a) 

Nach § 3 Abs . 1 Satz 1 sind offentliche Versammlungen unter freiem Himmel und Aufzüge 

innerhalb des befriedeten Bezirks auf Antrag zuzulassen, wenn eine Beeintrachtigung der Ta­

tigkeit des Landtags und se iner Fraktionen, Orange und Gremien und eine Behinderung des 

Zugangs nicht zu besorgen ist. Dies bedeutet, dass eine auf konkrete Tatsachen zu stützende 

Gefahrenprognose durchzuführen ist. Die Entscheidung über die Zulassung steht sodann 

grundsatzlich im Ermessen des Prasidenten. Ergibt die Prognose, dass eine Beeintrachtigung 

der geschützten Rechtsgüter nicht zu besorgen ist, ist das Ermessen aufgrund der hohen Be­

deutung des Grundrechts der Versammlungsfreiheit auf Null reduziert und die Versammlung 

- vorbehaltlich des allgemeinen Versammlungsrechts - zuzulassen. 5 Dies gilt aus Verhaltnis­

maBigkeitserwagungen auch, wenn eine Beeintrachtigung durch eine Nebenbestimmung 

nach § 4 Abs. 1 ausgeschlossen werden kann . 

4 
vgl. zur Einrichtung einer .,kommunalen Bannmeile " um das Rathaus Zilkens, VR 2006, 194 ff. 

5 
vgl. Brocker in: Bonner Kommentar zum Grundgesetz, 150. Aktualisierung 2011, Art. 40 Rn . 291 . 
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b) 

Ermessensleitend ist auch Gleichheitssatz. Besteht aus der Vergangenheit eine gefestigte Pra­

xis zur Zulassung einer Versammlung, kann sich auch hieraus grundsatzlich eine Ermessensre­

duzierung auf Null und damit ein Zulassungsanspruch ergeben .6 

e) 

§ 3 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes definiert darüber hinaus in Form eines Regelbeispiels einen 

Zulassungsanspruch, wenn die Versammlung an einem Tag durchgeführt werden soll, an dem 

Sitzungen des Landtags oder seiner Fraktionen, Organe und Gremien nicht stattfinden. In die­

sem Fall fehlt es typischerweise an einer Beeintrachtigung der lnteressen des Landtags. 

d) 

Wird die Durchführung einer Versammlung an einem Sitzungstag von Plenum oder Ausschüs­

sen versagt, ist eine Begrenzung auf die Zeit der Sitzung sowie eine Karenzzeit von wenigen 

Stunden vor und nach der Sitzung nicht erforderlich. Denn prognostisch kann meist nicht si­

cher festgestellt werden, wie lange die jeweilige Sitzung dauern wird. Würde eine Versamm­

lung bis wenige Stunden von einer Sitzung zugelassen, ist nicht in jedem Fall gewahrleistet, 

dass die Versammlung auch rechtzeitig beendet ist und keine Beeintrachtigung der spater 

stattfindenden Sitzung erfolgen wird. Steht allerdings nach einer gesicherten Prognose im 

Einzelfall fest, dass keine Beeintrachtigung der Sitzung zu erwarten ist, kann sich das Ermessen 

des Prasidenten des Landtags wegen der hohen Bedeutung der Versammlungsfreiheit wiede­

rum auf Null reduzieren, so dass die Versammlung zuzulassen ist. 

e) 

Gleiches hat zu gelten, wenn sich eine Versammlung nicht gegen der Zustandigkeit des Land­

tags unterfallende Themen, also insbesondere kommunalpolitische Themen, richtet. Bestehen 

keine sonstigen Bedenken, z.B. weil nach den Umstanden des Einzelfalles aufgrund konkreter 

Anhaltspunkte mit einem Eindringen in das Gebaude oder Angriffen auf die Abgeordneten zu 

rechnen ist, kann sich auch in diesem Fall das Ermessen des Prasidenten des Landtags auf Null 

reduzieren mit der Folge, dass die Zulassung der Versammlung nicht wegen der Beeintrachti­

gung von lnteressen des Landtags versagt werden dare 

• vgl. Brocker in : Bonner Kommentar, a.a.O., Art. 40 Rn. 291. 
7 vgl. Benda in : Bonner Kommentar, a.a.O., Art. 8 Rn . 72. 
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3. Antrag 

Zur Prüfung einer m6glichen Beeintrachtigung der durch das Gesetz geschützten Rechtsgüter 

ist na eh § 3 Abs. 3 e in Antrag a uf Zulassung der Versammlung bei der Stadtverwaltung Mainz 

zu stellen. Die Stadt Mainz nimmt die Entscheidung über die Zulassung im befriedeten Bezirk 

als Auftragsangelegenheit wahr (§ 3 Abs. 3 Satz 2). Zustandig für die Zulassung ist das nach 

Versammlungsrecht zustandige Ministerium. Es entscheidet jeweils im Einvernehmen mit der 

Prasidentin oder dem Prasidenten des Landtags (§ 2 Abs. 2) . 

Der Antrag ist grundsatzlich spatestens zehn Tage vor der Versammlung zu stellen (§ 3 Abs. 3 

Satz 1 ). 

Soweit die Frist nicht eingehalten werden k ann, weil der Anlass zur Versammlung erst kurzfris­

tig entsteht (sog. Eilversammlung)8
, ist der Antrag in verfassungskonformer Auslegung von § 3 

Abs. 3 Satz 1 zu stellen, sobald die Moglichkeit dazu besteht.9 Damit wird dem hohen Stellen­

wert der Versammlungsfreiheit Rechnung getragen, andererseits aber berücksichtigt, dass 

Versammlungen innerhalb eines befriedeten Bezirks ohne Genehmigung nicht zulassig sind. 10 

Spontanversammlungen im befriedeten Bezirk sind unzulassig. 11 Dies sind Versammlungen, 

die sich aus aktuellem Anlass augenblicklich bilden, ohne einen Veranstalter zu haben.12 

Wissenschaftlicher Dienst 

' vgl. zur Definition BVerfGE 85, 69, 75 ; Müller-Franken in : Schmidt-Bieibtreu/ Kiein , Kommentar zum Grundge­
setz, 13. Aufl. 2014, Art. 8 Rn . 46; Dietei! Gintzei/ Kniese/, VersG , 16. Aufl. 2011, § 14 Rn. 18. 
9 vgl. Wiefelspütz, NVwZ 2000, 1016 f. 
10 vgl. Wiefelspütz, NVwZ 2000, 1016, 1017 f .; Dietei/ Gintzei/ Kniesel, VersG, a.a.O ., § 16 Rn . 4. 
, Wiefelspütz, NVWZ 2000, 1016, 1 017; Dietei/ Gintzei/ Kniesel, VersG , a.a .O ., § 16 Rn . 4; Bundesministerium des 
lnnern, www.bmi.bund.de/ DE/ Themen/ Gesellschaft-Verfassung/ Staatliche-Ordnung!Versammlungsrecht/ Befrie ­
dete-Bezirke/ befriedete-bezirke node.html (zuletzt abgerufen am 3. Sept. 2015); a.A. Werner, NVwZ 2000, 369, 
373; Dietrich, DOV 201 O, 683, 685; Enders, JURA 2003, 103, 104. 
12 

vgl. zur Definition BVerfGE 69, 315, 350; Müller-Franken in : Schmidt-Bieibtreu/ Kiein , Kommentar zum Grundge­
setz, a.a.O ., Art. 8 Rn . 46; Dietei/ Gintzei/ Kniese/, VersG, a.a.O., § 14 Rn . 18. 




